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Die Nothwendigkeit einer Reform des öſterreichiſchen 
Heimatsrechtes. 
Von Dr. Rudolph Korb. 


Das gegenwärtig in Oeſterreich in Geltung ſtehende Heimatsrecht 
beruht auf dem Reichsgeſetze vom 3. December 1863, R. G. Bl. 
Nr. 105, betreffend die Regelung der Heimatsverhältniſſe. 

Die Geſetzgebung über Heimatsrecht iſt auch durch das Geſetz 
vom 21. December 1861, R. G. Bl. Nr. 141, wodurch das 
Grundgeſetz über die Reichsvertretung vom 26. Februar 1861 ab— 
geändert wird, und zwar durch den $ 11 lit. g der Reichsgeſetzgebung 
vorbehalten. 

Bereits ſeit einer Reihe von Jahren ſteht die Reform des öſter⸗ 
reichiſchen Heimatsrechtes auf der Tagesordnung und es hat neuerdings 
die Regierung die Landtage zur Erſtattung von Gutachten über die 


Reviſion des Heimatsgeſetzes in der Richtung aufgefordert, ob und unter 


welchen Modalitäten der Grundſatz Aufnahme zu finden hätte, wornach 
auch ein ununterbrochener längerer Aufenthalt in einer Gemeinde das 
Heimatsrecht in dieſer Gemeinde oder den Titel zu demſelben begründet. 

Die Wichtigkeit der Materie legt es nahe, daß ſich auch die 
juriſtiſche Publiziſtik mit der Reformbedürftigkeit dieſes Rechtes beſchäftige. 

Dieſer Forderung an die juriſtiſche Publiziſtik erachten wir ent⸗ 
ſprechen zu ſollen und widmen daher diefem Gegenſtande die nach— 
folgenden Zeilen. 

Die durchgreifende Reform des öſterreichiſchen Heimats— 
rechtes iſt nicht nur im höchſten Grade wünſchenswerth, 
ſondern eine unabweisbare Nothwendigkeit, um den mit 
dem weiteren un veränderten Beſtande desſelben verbundenen 
und von Jahr zu Jahr greller hervortretenden Mißſtäuden 
und Unbilligkeiten ein Ende zu machen. 

Indem wir dieſen Satz an die Spitze unſerer Abhandlung ſtellen, 
handelt es ſich darum, den Nachweis für denſelben zu erbringen. 


Das öſterreichiſche Heimatsrecht hat ſeit den Beſtimmungen der 
Allerhöchſten Reſolution vom 16. Mai 1754, Codex Austriacus, Tom. V, 
p. 905, welche als die erſte allgemeine Norm über das öſterreichiſche 
Heimatsrecht bezeichnet werden muß, und welche als Erwerbungstitel des 
Heimatsrechtes die Hausanſäſſigkeit, die Erwerbung des Bürgerrechtes und 
den per Decennium vollſtreckten Aufenthalt in einem Orte feſtſtellt, 
ſeine Entwicklung in der Richtung genommen, daß in der erſten 
Periode des öſterreichiſchen Heimatsrechtes, d. i. bis zur Wirkſamkeit 
des proviſoriſchen Gemeindegeſetzes vom 17. März 1849, R. G. Bl. 
Nr. 170, die ſelbſtſtändige Erwerbung des Heimatsrechtes — im 
Gegenſatze zu der Erwerbung durch Geburt und Verehelichung — auf 
vielſache Weiſe ſtattfinden konnte, und zwar erfolgte derſelbe in dieſer 
Periode auf die in dem § 26 des Conſcriptionspatentes vom 25. De- 
tober 1804 im Einklange mit dem Principe der erwähnten Allerhöchſten 
Reſolution zuſammengefaßten Arten, und ſomit, wenn dieſe Arten der 
ſelbſtſtändigen Erwerbung in einem allgemeinen Begriffe generaliſirt 
werden, durch die Wohnſitznahme in einem Orte, welche durch 
häusliche Niederlaſſung, Ankauf von Grundſtücken, Antretung des 
Bürger- oder Meiſterrechtes, einer Bedienung, eines Amtes oder einer 
anderen ſtabilen Verſorgung, eventuell durch einen zehnjährigen Aufenthalt 
als erwieſen angeſehen wurde. 

Bereits in der zweiten Periode, d. i. in dem Zeitraume 
von dem Beginne der Wirkſamkeit des Geſetzes vom 17. März 1849, 
R. G. Bl. Nr. 170, womit ein proviſoriſches Gemeindegeſetz erlaſſen 
wurde, bis zur Wirkſamkeit des Heimatsgeſetzes vom 3. December 1863, 
R. G. Bl. Nr. 105, in welcher Periode die heimatsrechtlichen Be— 
ſtimmungen des kaiſerlichen Patentes vom 24. April 1859, R. G. Bl. 
Nr. 59, nur ein Uebergangsſtadium bezeichnen, ſind die Arten einer 
ſelbſtſtändigen Heimatsrechtserwerbung bedeutend beſchränkt worden; immer⸗ 
hin war aber noch durch die Beſtimmung des § 12 lit. b des Ge— 
ſetzes vom Jahre 1849 für eine zahlreiche Claſſe des Volkes eine 
ſelbſtſtändige Erwerbung des Heimatsrechtes ermöglicht. Nach dem Geſetze 
vom Jahre 1849 gab es nämlich dreierlei ſelbſtſtändige Erwerbungsarten 
des Heimatsrechtes, welches als Gemeindeangehörigkeit bezeichnet wurde, 
und zwar neben der Erwerbung durch Aufnahme in den Gemeindeverband 
durch förmlichen Gemeindebeſchluß (§ 12 lit. a) und neben der Erwerbung 
durch Erlangung eines öffentlichen Dienſtes (8 13) die durch die citirte 
Ut. b des $ 12 normirte Erwerbung durch einen vierjährigen, ununter⸗ 
brochenen und heimatsſcheinloſen Aufenthalt in einer Gemeinde. Auf 
dieſe Art wurde, wie die Praxis lehrt, das Heimatsrecht in zahlreichen 
Fällen erworben. Nach dem Geſetze vom Jahre 1859 wurde zwar dieſe 
Erwerbungsart durch vierjährigen Auſenthalt noch beibehalten, die Erwer⸗ 
bung trat aber nicht mehr eo ipso ein, ſondern dieſer Aufenthalt, welcher 
jedoch noch durch eine Reihe weiterer im $ 39 feſtgeſetzter Erforderniſſe 
qualificirt fein mußte, gewährte nur das Recht, die Aufnahme in die 
Zuſtändigkeit zur Gemeinde durch die Gemeindevertretung zu verlangen. 

Das gegenwärtig in Geltung ſtehende Heimatsgeſetz vom 3. De— 


eember 1863 dahingegen, welches die dritte Periode des öſterreichi⸗ 


ſchen Heimatsrechtes inaugurirt hat, hat auch dieſe Art einer ſelbſt⸗ 


ſtändigen Heimatsrechtserwerbung durch vierjährigen Aufenthalt gänzlich 
beſeitigt und nur mehr zwei Arten der ſelbſtſtändigen Heimatsrechts⸗ 
erwerbung beibehalten, und zwar die Erwerbung durch ausdrückliche Auf⸗ 
nahme in den Heimatsverband, welche ausſchließlich von dem freien 
Belieben der Gemeindevertretung, und zwar des Gemeindeausſchuſſes, 
abhängt, und durch Erlangung eines öffentlichen Amtes. 

In Folge deſſen tritt im Gegenſatze zu der Geſetzgebung der 
erſten und zweiten Periode die ſelbſtſtändige Erwerbung des Heimatsrechtes 
nur mehr in Aus nahmsfällen ein. 

Denn es iſt eine bekannte Thatſache, daß die ausdrückliche Auf⸗ 
nahme in den Heimatsverband nur mehr in vereinzelten Fällen ſtatt⸗ 
bat; der Grund hievon ift darin gelegen, daß die Bedeutung des Hei— 
matsrechtes nur mehr in dem Rechte auf Armenverſorgung durch die 
Heimatsgemeinde und in dem Rechte auf den unbedingten Aufenthalt 
in der Heimatsgemeinde und ſomit in dem Schutze vor jeglicher Auf- 
enthaltsverweigerung in Betreff des Gebietes der Heimatsgemeinde, als 
Ausweiſung, Abſchiebung, Abſchaffung aus demſelben, gelegen iſt *), 
und daß daher für jene Perſonen, welche überhaupt mit Ausſicht auf 
Erfolg um die Aufnahme in den Heimatsverband anſuchen können, das 
Heimatsrecht keine praktiſche Bedeutung hat. 

Ebenſo iſt die Erwerbung des Heimatsrechtes durch Erlangung eines 
öffentlichen Amtes von vornherein ein ausnahmsweiſer, da öffentliche 
Beamte, Geiſtliche und öffentliche Lehrer doch nur einen geringen Bruch— 
theil der Bevölkerung bilden. 

Aber ſelbſt in den Ausnahmsfällen, in welchen nach dem Geſetze 
vom 3. December 1863 noch eine ſelbſtſtändige Erwerbung des Heimats- 
rechtes ſtattfindet, kommt das Heimatsrecht zumeiſt nicht zur Geltung, 
weil Perſonen, welche ausdrücklich in den Heimatsverband aufgenommen 
werden, noch mehr aber Beamte, Geiſtliche und Lehrer, doch nur in 
ſehr vereinzelten Fällen in die Lage kommen dürften, von dem Rechte 
auf Armenverſorgung und auf den unbedingten Aufenthalt Gebrauch zu 
machen. 

Es hat daher das Heimatsrecht, als die geſetzliche Heimat, 
die Entwicklung genommen: daß, während dasſelbe in der erſten 
Periode regelmäßig dem Wohnſitze folgte und daher eine ſelbſtſtändige 
Erwerbung desſelben häufig ſtatthatte, und während in der zweiten 
Periode die ſelbftſtändige Erwerbung des Heimatsrechtes immer noch in 
zahlreichen Fällen durch vierjährigen geduldeten Aufenthalt erfolgte — 
gegenwärtig eine ſelbſtſtändige Erwerbung des Heimatsrechtes 
regelmäßig nicht mehr ſtattfindet, und daß daher das Heimats— 
recht ein derivatives, d. h. durch Geburt und Verehelichung erwor— 
benes und ſomit ein erſtarrtes und ſtabiliſirtes geworden iſt. 

Den gerade entgegengeſetzten Entwicklungsgang hat dagegen die 
Erwerbung eines neuen Wohnſitzes als der natürlichen Heimat genom- 
men. In Folge der Entwicklung des Eommunicationsweſens im weiteſten 
Sinne des Wortes einerſeits und des ſucceſſiven Wegfalles der geſetz— 
lichen Schranken des Wechſels des Wohnortes: als der Leibeigenſchaft, 
des Unterthänigkeitsverhältniſſes, ſowie endlich der ſtaatsgrundgeſetzlich 
gewährleiſteten Freizügigkeit andererſeits, iſt an Stelle der früheren 
Stabilität der Bevölkerung eine Fluctuanz derſelben eingetreten, ſo daß 
der Wechſel des Wohnortes als des natürlichen Mittelpunktes des Lebens 
bei ganzen Claſſen der Bevölkerung zu einem regelmäßig eintretenden 
Factum geworden iſt. 

Am ſchärfſten tritt dieſer Wechſel des Wohnortes in der That⸗ 
ſache des Zuzuges der arbeitenden Claſſe, insbeſondere männlicher Ar⸗ 
beiter und weiblicher Dienſtboten, in die großen volk- und induftrie- 
reichen Städte hervor. 

Es wird daher durch den Beſtand des gegenwärtig geltenden 
Heimatsgeſetzes ein weitgehender Unterſchied zwiſchen der natürlichen 
Heimat, dem Wohnſitze, und der geſetzlichen Heimat, dem Heimats— 
rechte, bedingt. 

Dieſe Divergenz zwiſchen Wohnſitz und Heimatsrecht muß auch 
von Jahr zu Jahr in ſteigender Weiſe in den thatſächlichen Verhält⸗ 
niſſen zum Ausdrucke gelangen, d. h. es muß von Jahr zu Jahr die 
Anzahl der Perſonen progreſſiv ſteigen, welche in der Heimatsgemeinde 
nicht ihren Wohnſitz haben. 


*) Dies iſt durch das Heimatsgeſetz vom Jahre 1863 dadurch anerkannt, 
daß der 8 1 desſelben lautet: „Das Heimatsrecht in der Gemeinde gewährt in 


derſelben das Recht des ungeſtörten Aufenthaltes und den Anſpruch auf Armen⸗ 


verſorgung.“ 
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Hieraus ergeben ſich aber jene zahlreichen Uebelſtände, Härten 
und Unbilligkeiten, welche durch den fortdauernden Beſtand des gegen— 
wärtigen Heimatsgeſetzes bedingt find: die Heimatsgemeinde hat alle 
und jede geſetzliche Macht über ihre Heimatsberechtigten verloren, ſie 
kann den Wegzug derſelben in keiner Weiſe hindern, ſie kann nicht ver— 
langen, daß dieſelben ſich mit Heimatsdocumenten verſehen und ihr 
den neuen Wohnort zur Anzeige bringen, fie hat in der Regel“) auch 
keinen Eheconſens mehr zu ertheilen und es iſt ihr nicht einmal die 
Anzeige von der Verehelichung zu machen. 


Hat ſonach die Heimatsgemeinde keinerlei Rechte gegenüber den 
Heimatsberechtigten, ſo ſind ihr dagegen alle Pflichten gegenüber den— 
ſelben geblieben, insbeſondere hat ſie die Pflicht der Armenverſorgung, 
ohne daß der Heimatsberechtigte als ſolcher zu den Laſten derſelben 
irgendwie beiträgt. Denn die Koſten der Armenverſorgung ſind aus 
Gemeindemitteln zu tragen und es wird der Heimatsberechtigte als ſolcher 
durch das Geſetz auf keine Weiſe zur Beitragsleiſtung zu Gemeinde 
zwecken und ſpeciell zu Gemeindeumlagen herangezogen. 

Namentlich aus den Landgemeinden ziehen Jahr aus Jahr ein 
zahlreiche junge und arbeitskräftige Elemente in die größeren Städte. 
Häufig ſind es auch die intelligenteren Kräfte, welche ihr Glück in der 
Fremde ſuchen. 

Hier wirken ſie an dem induſtriellen und wirthſchaftlichen Auf 
ſchwunge der großen Städte mit, ſie erhöhen die Conſumtionskraft und 
damit den Wohlſtand derſelben. Wenn dieſe Perſonen ſich in der großen 
Stadt eine ſichere Exiſtenz gründen, in derſelben conſumtionsfähig und 
ſteuerfähig werden, ſo kommt aller Vortheil hieraus der großen Stadt 

zu Gute; die Heimatsgemeinde partieipirt in keiner Weiſe an demſelben. 

Wenn dagegen dieſe Perſonen oder auch der Heimatsgemeinde 
gänzlich unbekannte Nachkommen derſelben verarmen, alt und arbeits— 
unfähig werden, oder, wie dies durch die Verhältniſſe der großen Städte 
jo häufig bedingt iſt, moraliſch zu Grunde gehen; jo muß die Heimats- 
gemeinde ſelbſt nach dem Verlaufe vieler Jahre und Decennien den 
Armen verſorgen, den Vagabunden und die Proſtituirte übernehmen, die 
Findelkinder erziehen. 

Der hierin liegende Mißſtand tritt beſonders in jenen Fällen 
grell hervor, in welchen die Heimatsgemeinde von der Exiſtenz dieſer 
Perſonen, welche ihr auf dieſe Weiſe zur Laſt fallen, nicht die geringſte 
Kenntniß hat und de lege auch nicht haben kann; denn nur mehr 
zwei Claſſen von Perſonen ſind von vornherein geſetzlich verpflichtet, 
ſich mit Heimatsdorumenten zu verſehen, und zwar die Dienſtboten 
und die gewerblichen Gehilfen, erſtere mit Dienſtbotenbüchern, letztere 
mit Arbeitsbüchern “); aber auch betreffs dieſer hat nicht die Heimats⸗ 
gemeinde das Recht, zu verlangen, daß ſich dieſelben mit dieſen Heimats⸗ 
documenten verſehen; von allen anderen Perſonen, welche nicht in der 
Heimatsgemeinde wohnen, hat die Heimatsgemeinde de lege keine Kenntniß, 
indem es von denſelben, oder von der Aufenthaltsgemeinde abhängt, 
ob ſie ſich mit Heimatsdocumenten verſehen oder nicht. Die Heimats⸗ 
gemeinde hat daher de lege über ihre Heimatsberechtigten keine 
Evidenz. 

Nur gemildert und nicht aufgehoben ſind dieſe Mißſtände dadurch, 
daß ein Theil der mit dem Heimatsrechte verbundenen Laſten, wie die 
in öffentlichen Kranken-, Gebär- und Irren-, dann Findelanſtalten auf⸗ 
lauſenden Koſten, dann der größere Theil der mit der Abſchiebung 
verbundenen Koſten von dem Lande getragen werden. 

Aber auch hier iſt es eine Unbilligkeit, daß der Landesfond des 
Landes der Heimatsgemeinde an die anderen Landesfonds Tauſende und 
Hunderttauſende für Perſonen zahlen muß, welche zum großen Theil längſt 
aufgehört haben, noch irgend welchen natürlichen Zuſammenhang mit 
der Heimatsgemeinde zu haben. 

Insbeſondere erwähnenswerth iſt auch der, aus der Verpflichtung 
der Heimatsgemeinde zum Tragen des Schulgeldes (wo dasſelbe nicht 
aufgehoben iſt) für armuthshalber von der Entrichtung desſelben befreite, 
in einer fremden Gemeinde die Schule beſuchende Kinder hervorgehende 
Mißſtand. 


) Der ſogenannte politiſche Eheconſens beſteht nur mehr in Krain, Salz⸗ 
burg, Tirol und Vorarlberg. 

**) Die Arbeitsbücher werden aber von der Aufenthaltsbehörde und nicht 
von der Heimatsbehörde ausgefertigt, jedoch enthalten ſie die Rubrik Heimats⸗ 
gemeinde und es iſt die Heimatsbehörde von der Ausfertigung in die Kenntniß 
zu ſetzen. 


Bekauntlich wird nämlich das Schulgeld nach einem verſchiedenen 
Maßſtabe eingehoben, und zwar beträgt das Schulgeld in den Dorf⸗ 
gemeinden weniger als in den Stadtgemeinden und namentlich weniger 
als in den großen Stadtgemeinden. Nun aber iſt die Anzahl jener 
Perſonen, welche in Dorfgemeinden heimatsberechtigt ſind, dagegen in 
Stadtgemeinden und zwar in großen Stadtgemeinden dauernd anſäſſig 
ſind und ihre Kinder daſelbſt die Schule beſuchen laſſen, eine ungemein 
große. Es muß nun die Dorfgemeinde für die Kinder dieſer Per⸗ 
ſonen, welche keinen natürlichen Zuſammenhang mit derſelben mehr 
haben, nicht nur das Schulgeld, ſondern überdies mit dem ungleich 
höheren Betrage bezahlen, als es für den Schulbeſuch in der Dorf— 
gemeinde feſtgeſetzt iſt, indem fie den für den Schulbeſuch in der Stadt- 
gemeinde feſtgeſtellten Betrag zu entrichten hat. Ueberdies wird bei der 
Schulgeldbefreiung mit großer Liberalität vorgegangen, was an ſich nicht 
getadelt werden kann, jedoch auch darin ſeinen Grund hat, daß das 
Organ, welchem die Schulgeldbeſtimmung zusteht, nämlich der Orts 
ſchulrath des Schulortes, mit der Schulgeldbefreiung über eine fremde 
Caſſe verfügt und die Befreiung wohl auch im Intereſſe der Schule 
gelegen anſieht. Daß aber eine Gemeinde das höhere Schulgeld bezahlen 
muß, welche von dem in den großen Städten allerdings beſſeren Schul- 
unterricht ihrer in denſelben anſäſſigen Heimatsberechtigten niemals 
Vortheil ziehen kann, ſcheint uns eine ganz beſondere Härte. 


(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Erſatzanſprüche wegen Verpflegskoſten, welche ein Dienſtherr 

anſtatt der Aufenthaltsgemeinde aufgewendet hat, gehören nicht 

unter jene Erſatzanſprüche, die auf Grund der Beſtimmung des 

§ 39 des Heimatsgeſetzes im politiſchen Wege geltend gemacht 
werden können. 


Die bei Sergins C. in K. im Dienſte ſtehende Magd Barbara 


P., zuſtändig in D., erkrankte bei ihrem Dienſtherrn am 10. März 
Anzeige über die Erkrankung der Barbara P., welche nach ihrer Ge— 


1880; am 20. April 1880 zeigte dies C. beim Gemeindevorſteher in 
K. mit der Bitte um Verwendung bei der Gemeinde D. an, daß er 
von letzterer Geldunterſtützung für ſeine Magd erhalte, da er dieſe 
ſonſt nicht mehr erhalten und pflegen könne; die Magd ſei laut ärztlichen 
Certificates intransportabel. Der Gemeindevorſtand von K. theilte dieſes 
ſchriftliche Anſuchen am 22. April 1880 dem Gemeindevorſtande von 
D. mit, beifügend, daß im Falle der Nichtberückſichtigung. die Gemeinde 
K. den Dienſtgeber gegen Vorbehalt des Erſatzes unterſtützen werde. 
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vom 22. Jänner 1879 hat der Dienſtgeber die Krankheitskoſten ſeines 
Dienſtboten nach Ablauf von drei Wochen nur dann zu tragen, wenn 
letztere uicht aus den Dienſt entlaſſen wird. P. erkrankte am 10. März 
und mußte bis 29. April im Bette bleiben. C. zeigt beim Gemeinde— 
amte K. die Erkrankung erſt am 20. April, alſo neun Tage vor Recon— 
valescenz der P. an Die Gemeinde K. beauftragte am 16. Mai den 
C. zur Abgabe der Magd an die Heimatsgemeinde, wenn er dieſelbe 
nicht auf ſeine Koſten behalten wolle. Da nach Angabe der Gemeinde 
D. die P. noch jetzt im Dienſte des C. ſich befindet, da die Genannte 
weder nach Ablauf der erſten drei Wochen, noch ſpäter ungeachtet der 
Aufforderung der Gemeinde K. an C. aus dem Dienſte entlaſſen wurde: 
werde auf Grund der 88 22 und 28 der Dienſtboten-Ordnung die 
Entſcheidung der erſten Inſtanz behoben und ausgeſprochen, daß die frag- 
lichen Koſten vom Tage nach Ablauf der erſten drei Wochen dem Dienft- 
geber C. zur Laſt fallen.“ 

Im Miniſterialrecurs des Sergius C. wird vorgebracht: Nach 
Ablauf der erſten drei Wochen war die Magd bettlägerig, konnte daher 
aus dem Dienſte nicht entlaſſen werden, da ſie nicht transportabel war. 
Er habe ſich nicht für verpflichtet erachtet, daß er gleich nach Ablauf 
der drei Wochen die Anzeige an die Gemeinde zu machen habe, auch am 
16. Mai war P. nicht zum Transporte nach D. geeignet, dies fei erſt 
am 10. Juni der Fall geweſen und am dieſem Tage habe er die P. 
| aus dem Haufe entlaſſen, wohin fie am 7. Auguſt wieder zurück— 
gekehrt ſei. 
| Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 26. Mai 1881, 
25, nachſtehend entſchieden: 
| „Das Miniſterium findet aus Anlaß des Recurſes des Sergius E. 
in K. gegen die Entſcheidung der Statthalterei vom 23. September 
18880, 3. 6478, betreffend die Tragung der für die Dienſtmagd des 
Recurrenten, Barbara P., erlaufenen Krankenuverpflegskoſten, die citirte 
Entſcheidung, ſowie die Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft vom 
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22 Auguſt 1880, 3 7174, zu beheben und Nachſtehendes zu er— 


kennen: 

Die vom Recurrenten bei dem Gemeindevorſteher von K. erſtattete 
neſung auch wirklich den Dienſt bei S. C. verlaſſen hat, iſt als im 
Sinne des $ 22 der Dienſtboten-Ordnung vom 22. Jänner 1879 
erfolgt anzuſehen und war hier der Aufenthaltsgemeinde K nach der 
Beſtimmung des bezogenen Paragraphes der Dienſtboten-Ordnung und 
nach den 88 28 und 30 des Heimatsgeſetzes die Verpflichtung erwachſen, 
für die nöthige Verpflegung der genannten Perſon zu ſorgen. 

Nach den vorliegenden Verhandlungsacten hat die Gemeinde K. 


| 


Als auch ein ſpäteres Schreiben von der Gemeinde D. nicht für die Verpflegung der B. P. den Betrag von 15 fl. gegen Rück⸗ 
beantwortet wurde, nahm der Gemeindevorſtand von K. am 3. Mai erſatz ſeitens der Heimatsgemeinde der Genannten, D., vorausgabt, daher 
1880 mit Sergius C. ein Protokoll auf, in welchem C. für die in dieſe Gemeinde auf Grund der bezogenen Beſtimmungen des Heimats- 
ſeinem Hauſe befindliche Barbara P. ſeit ihrer Erkrankung, nach Abzug geſetzes verpflichtet wird, den beſagten Betrag von 15 fl. der Gemeinde 
von drei Wochen täglich 1 fl. bis 3. Mai und von da an 50 kr. bis K. zu erſetzen. Auf den Erſatz eines weiteren Betrages von Seite der 
zur Geneſung verlangte, und verabfolgte der Gemeindevorſtand von K. Heimatsgemeinde kann nicht erkannt werden, u. z. aus dem Grunde, 
dem C. in Anbetracht feiner Armuth eine a conto-Zahlung von 15 fl. weil, jo weit es ſich um einen Erſatz an die Aufenthaltsgemeinde handelt, 
gegen Rückerſatz ſeitens der Gemeinde D j ein weiterer von ihr beſtrittener Verpflegsbetrag nicht nachgewiesen ift 

Am 16. Mai eröffnete der Gemeindevorſtand von K. dem C, und, fo weit es fi um den Anſpruch des Dienſtherrn handelt, der— 
daß, da ſeine Magd laut erhaltener Nachricht transportabel ſei, er von felbe nicht unter jene Erſatzanſprüche gehört, welche auf Grund der 
nun keinen Anſpruch auf Vergütung habe, wenn er die P. nicht ent— Beſtimmung des § 39 des Heimatsgeſetzes im politiſchen Wege geltend 
ferne. C erklärte, die letztere ohne Entſchädigung bei ſich zu behalten. | gemacht werden können, ganz abgeſehen davon, daß C. in dem Proto— 

Die Gemeinde K. ſetzte am 4. Mai von obiger Vereinbarung | fole vom 16. Mai 1880 erklärt hat, daß er von da an eine Ver⸗ 
mit C. die Gemeinde D mit dem Erfuhn um Rückerſatz der 15 fl. gütung für die Verpflegung nicht in Anſpruch nehme.“ V. 
und um Erklärung über die Forderung des C. in Kenntniß. 7 

Da die Gemeinde D. jede Zahlung verweigerte, entſchied die 
Bezirkshauptmannſchaft in K. am 22 Auguſt 1880, Z. 7174: „Nach⸗ 
dem C. ſeine Magd bis 10 April auf eigene Koſten verpflegte; da 
die Gemeinde D. am 20. April um Unterſtützung der Magd erſucht 
wurde, aber die Schreiben der Gemeinde K. unberückſichtigt ließ; da 
die Gemeinde K. für die Pflege der P. in der vortheilhafteſten Weiſe 
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Landesgeſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Herzogthum Steier- 
mark. 


ſorgte: wird die Gemeinde D. verfällt, vom 20. April bis 3. Mai 
täglich 1 fl. und vom 4. Mai bis 10. Juni täglich 50 kr., im Ganzen 
31 fl. 50 kr., dem Municipium K., reſp. dem Sergius C. an erlaufenen 
Berpflegskoſten für die Barbara P. zu zahlen. Die Gemeinde D. könne 
eventuell den Betrag von 31 fl. 50 kr. von der Barbara P. oder 
Verwandten derſelben hereinbringen.“ 
Ueber Recurs der Gemeinde D. 
23. September 1880, 3. 6478: 


entſchied die Statthalterei am 
„Nach $ 22 der Dienſtboten⸗Ordnung 


I. Stück. Ausgeg. am 19. Jänner. 
1. Kundmachung des k. k. Statthalters in Steiermark vom 3. Jänner 
1881, betreffend die Feſtſtellung der Vergütung für die der Militär⸗Mannſchaft 
auf dem Durchzuge gebührende Mittagskoſt. . 
II. Stück. Ausgeg. am 8. Februar. 
2. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 3. Februar 1881, mit welcher 
der Reife⸗ und Geſchäftsplan für die regelmäßige Stellung des Jahres 1881 
verlautbart wird. 


III. Stück. Ausgeg. am 15. Februar. 
3. Verordnung des k. k. Statthalters in Steiermark vom 26. Jänner 
1881, mit welcher eine Beſchränkung des freien Verkaufes der Blanquetten von 
Heimatſcheinen ausgeſprochen wird. 
IV. Stück. Ausgeg. am 28. Februar. 
4. Kundmachung des k. k. Statthalters in Steiermark vom 11. Februar 
1881, betreffend die Einhebung einer Gebühr für die Aufnahme in den Gemeinde⸗ 
verband der Ortsgemeinde Fohnsdorf. 
5. Kundmachung des k. k. Statthalters in Steiermark vom 17. Februar 
1881, betreffend die Zuerkennung einer Geldbelohnung für die Entdeckung, An⸗ 
zeige oder Ergreifung des Entwenders oder Beſchädigers einer Telegraphen⸗ 
leitung. 


Landesgeſetz- und Verordnungsblatt für das Herzogthum Kärnten. | 


J. Stück. Ausgeg. am 4. Jänner. 
1. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Kärnten vom 1. Jänner 


1881, 3. 9423, betreffend die Vergütung der Mittagskoſt bei Militär-Durchzügen 
| 


im Jahre 1881. 
II. Stück. Ausgeg. am 21. Jänner. 
2. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Kärnten vom 13. Jänner 
1881, 3. 317, betreffend die der Chriſtine Kuſchei ertheilte Bewilligung zur 
Einhebung von Mauthgebühren an der Drahtſeilüberfuhr über die Drau zwiſchen 
Pudlach und Lavamünd. 
III. Stück. Ausgeg. am 29. Jänner. 


| 
3. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten von Kärnten vom 26. Jänner 


1881, 8. 112 Präs., betreffend die für das Jahr 1881 beſchloſſenen und Aller- 
höchſt genehmigten Umlagen für den Landes- und Grundentlaftungsfond im Herzog— 


thume Kärnten. 
IV. Stück. Ausgeg. am 11. Februar. 


4. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Kärnten vom 7. Februar 


1881, 8. 1084, betreffend die Vornahme der Recrutirung im Jahre 1881. 
V. Stück. Ausgeg. am 27. Februar. 
5. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Kärnten vom 17. Februar 
1881, 8. 1275, betreffend die Einſtellung des Gebührenbezuges an der Anfer- 
überfuhr des Michael Ederer über die Drau bei Lavamünd. 
6. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Kärnten vom 24. Februar 
1881, 3. 1531, betreffend die Einſtellung des dem Jakob Dimſchnig bewilligten 
Bezugsrechtes von Ueberfuhrgebühren an der Kahnüberfuhr über den Draufluß 
unterhalb Schwabegg. 
VI. Stück. Ausgeg. am 18. März. 
7. Kundmachung der k. k. kärntneriſchen Landesregierung vom 15. März 


1881, 8. 1564, betreffend den von Seite der Gemeindevorſtehungen zu beobachten- 
den Vorgang bei dem Einſchreiten um Einhebung der Gemeindezuſchläge zu den 


direeten Steuern durch die k. k. Steuerämter, eventuell in Verbindung mit den 
Anſuchen um höhere Genehmigung dieſer Zuſchläge. 
VII. Stück. Ausgeg. am 22. März. 
8. Kundmachung der k. k. Landesregierung von Kärnten ddto. 15. März 
1881, 8. 1921, betreffend den Verkauf des Po-ho-Oeles. 
9. Kundmachung der k. k. Finanzdirection in Klagenfurt vom 11. März 
1881, 3. 1660 183, betreffend die Herabſetzung der Friſt für die Anzeige, daß 
die Branntweinſteuer abfindungsweiſe entrichtet werden wolle. 
VIII. Stück. Ausgeg. am 27. März. 
10. Kundmachung der k. k. Landesregierung von Kärnten ddto. 22. März 
1881, Z. 2245, womit die ein- für allemal erfolgte Feſtſtellung der Tage für 
die Abhaltung der Controlsverſammlungen der Urlauber und Reſervemänner ver⸗ 
lautbart wird. 


Landesgeſetzblatt für das Herzogthum Krain. 
I. Stück. Ausgeg. am 24. Jänner. 

1. Kundmachung der k. k. Landesregierung für Krain vom 6. December 
1880, 3. 9496, womit der Vorſpannspreis in Krain für die Zeit vom 1. Janner 
bis 31. December 1881 feſtgefetzt wird. 

2. Kundmachung der k. k. Landesregierung für Krain vom 19. December 
1880, Z. 2511 Präs., betreffend den zur Bedeckung des Landesbeitrages für den 
Grundentlaſtungsfond für das Jahr 1881 einzuhebenden Zuſchlag zur Ver⸗ 
zehrungsſteuer von Wein, Wein- und Obſtmoſt und vom Fleiſche. 

3. Kundmachung der k. k. Landesregierung für Krain vom 4. Jänner 
1881, 3. 10.252, betreffend die Feſtſtellung der Militär⸗Durchzugsgebühr in Krain 
für die Zeit vom 1. Jänner bis Ende December 1881. 
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4. Kundmachung der k. k. Landesregierung für Krain vom 11. Jänner 
1881, 3. 103, betreffend die Tage und Orte der Hauptſtellung der Wehrpflich⸗ 
tigen in Krain für das Jahr 1881. 

II. Stück. Ausgeg. am 19. Februar. 

5. Geſetz vom 3. Februar 1881, wirkſam für das Herzogthum Krain, 
betreffend die Tragung der Koſten der Amtshandlungen über verſpätet einge⸗ 
brachte Anmeldungen der nach § 6 des Allerhöchſten Patentes vom 5. Juli 1853 
(R. G. Bl. Nr. 130) von Amtswegen der Ablöſung oder Regulirung unter⸗ 
liegenden Rechte. 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das öſterreichiſch-illyriſche 
Küſtenland. 
I. Stück Ausgeg. am 12. Jänner. 
1. Kundmachung der k. k. küſtenländiſchen Statthalterei vom 6. Jänner 
1881, betreffend die Vergütung der Mittagskoſt für die auf dem Durchzuge 
befindliche Militär⸗Mannſchaft im Jahre 1881. 
ö II. Stück. Ausgeg. am 29. Jänner. 
2. Kundmachung der k. k. küſtenländiſchen Finanzdirection in Trieſt vom 
10. Jänner 1881, mit welcher die beſtehenden Einzahlungstermine dee ver— 
ſchiedenen directen Steuern und die Folgen der Nichtzuhaltung derſelben neuer⸗ 
dings verlautbart werden. 
III. Stück. Ausgeg. am 9. Februar. 
3. Geſetz vom 18. Jänner 1881, betreffend die Claſſificirung einiger 
Straßen, giltig für die gefürſtete Grafſchaft Görz und Gradisca. 
IV. Stück. Ausgeg. am 15. Februar. 
4. Kundmachung der k k. küſtenländiſchen S:atthalterei vom 7. Februar 
1881, betreffend die Heeresergänzung für das Jahr 1881. 
5. Kundmachung der k. k füftenlındifchen Statthalterei vom 2. Februar 
1881, in Betreff der Fortdauer der in Pogled befindlichen Wegmauth. 
V. Stück. Ausgeg, am 30. März. 
6. Geſetz vom 16. Jänner 1881, wirkſam für die gefürſtete Grafſchaft 
Görz und Gradisca, betreffend die Aufhebung des Normalſchulfondsbeitrages und 


die Einführung eines Schulbeitrages aus den Verlaſſenſchaften. 


1 


Geſetz- und Verordnungsblatt für die gefürſtete Grafſchaft Tirol 
und das Land Vorarlberg. 
J. Stück. Ausgeg. am 18. März. 
| 1. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 1. Jänner 1881 (3. 21.463— 
Unterricht), betreffend die Einkommenſteuerpflicht der Bezüge des Staatslehr⸗ 
perſonales. 


| 2. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 7. Jänner 1881 (3. 307 — 
Sanität), betreffend die Competenz zur Strafamtshandlung in Fällen von Ueber⸗ 


ſchreitungen der Vorſchriften über die Viehſeuchen. 

3. Geſetz vom 15. Jänner 1881, womit die Stadtgemeinde Innsbruck 
behufs des Baues eines neuen Spitals zur Aufnahme eines Darlehens und zur 
Einführung von Steuerzuſchlägen ermächtigt wird. 

Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterreſidenten Gabriel Freiherrn v. Her⸗ 
bert-Rathkeal den Titel und Charakter eines a. o. Geſandten verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Sectionsrathes 
bekleideten Miniſterialſecretär im Finanzminiſterium Franz Freiherrn v. Riefel 
taxfrei den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterial-Viceſecretär im Miniſterium des 
Innern Dr. Robert v. Hörmann den Titel und Eharakter eines Miniſterial⸗ 
ſecretärs taxfrei verliehen. 

ö Seine Majeſtät haben den Bezirkshauptmännern in Niederöſterreich Victor 
Ritter Pfersmann v. Eichthal und Auguſt Freiherrn Czapka v. Win— 
ſtetten das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Wiener Bürger Joh mn Anton Ruthmayer 
das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Minifterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Bezirkscommiſſäre Otto Ritter Haſſenmüller v. Ortenſtein, Anton Dwor⸗ 
zak und Ferdinand Ratzer, dann den Miniſteria coneipiſten im Miniſterium 

des Innern Arthur Grafen Bylandt-Rheidt zu Statthaltereiſecretaren in 

Mähren ernannt. 

f Der Handelsminiſter hat den Bezirks⸗Poſteommiſſar Alois Wonaſek in 

Prag zum Ober⸗-Poſtcommiſſär daſelbſt ernannt. 


Erledigungen. 
Statthalterei⸗Secretärsſtelle in der achten Rangsclaſſe für Böhmen, oven⸗ 
tuell Bezirkscommiſſärs⸗ und Statthalterei-Concipiſtenſtelle, bis 2. November. 
(Amtsbl. Nr. 244. 


Hiezu eine literariſche Beilage. 
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